
Strassenreinigungsbeiträge, Baumschutzabgabe 

Allgemeinheit der Besteuerung

Urteil des Schweizerischen Bundesgerichts vom 24. August 1998

Sondersteuern, die einer bestimmten Gruppe von Personen für besondere Auf-
wendungen des Gemeinwesens (Kostenanlastungssteuern) auferlegt werden, sind
mit dem aus Art. 4 BV abgeleiteten Grundsatz der Allgemeinheit der Besteuerung
vereinbar, wenn sachliche Gründe dafür bestehen, die Aufwendungen nur diesen
Personen anzulasten.

Bei den Strassenreinigungsbeiträgen, die der Kanton Basel-Stadt von den
Grundeigentümern erhebt, ist diese Voraussetzung nicht erfüllt. Die staatlichen Lei-
stungen, für die diese Abgabe erhoben wird, werden von den Grundeigentümern
nicht stärker in Anspruch genommen als von der übrigen Bevölkerung. 

Bei der Baumschutzabgabe ist der erforderliche sachliche Zusammenhang zwi-
schen dem Kreis der Abgabepflichtigen und ihrem Verwendungszweck, nämlich die
Förderung und der Schutz des privaten Baumbestandes, grundsätzlich gegeben. Die
Einkünfte aus dieser Steuer sind, was von den kantonalen Organen zu belegen ist,
zweckkonform zu verwenden.

I. Sachverhalt

A. Nach dem baselstädtischen Gesetz vom 8. November 1973 über die Strassen-
reinigungsbeiträge wird von den Eigentümern der Grundstücke in der Stadt Basel
«zur Deckung bis etwa der Hälfte der Kosten der Strassenreinigung» ein «Beitrag»
erhoben (§ 1). Dieser beläuft sich auf 0,2 Promille des für die Gebäudeversicherung
massgebenden Neuwertes (§ 3). Gebäude, die unmittelbar der öffentlichen Verwal-
tung oder Kultuszwecken dienen, sind von der Beitragsleistung befreit (§ 2).

Nach dem Gesetz vom 16. Oktober 1980 zum Schutz und zur Förderung des
Baumbestandes im Kanton Basel-Stadt (Baumgesetz) leistet der Kanton für Neu-
und Ersatzpflanzungen in der Regel staatliche Beiträge bis zu höchstens 9/10 der
Kosten; ausnahmsweise werden auch an den Unterhalt von Bäumen solche Beiträge
geleistet (§ 15). Für die «Finanzierung der Förderung und des Schutzes des privaten
Baumbestandes in der Stadt Basel» haben die Liegenschaftseigentümer eine Ab-
gabe in Höhe von einem bis höchstens drei Hunderttausendsteln des Neuwertes
ihrer Liegenschaften gemäss Gebäudeversicherung zu leisten (§ 16 Abs. 1). Diese
Abgabe wird in Form eines Zuschlages zum Beitrag der Grundeigentümer an die
Kosten der Strassenreinigung in der Stadt Basel erhoben (§ 16 Abs. 2).
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B. Am 14. Januar 1994 stellte die Finanzverwaltung Basel-Stadt Advokat C. X.
Strassenreinigungs- und Baumschutz-Beiträge für das Jahr 1994 in Rechnung: Als
Eigentümer der Liegenschaft M.-Strasse 11 wurde er verpflichtet, Fr. 335.– für das
Bürogebäude und Fr. 146.- für das Einfamilienhaus zu bezahlen (0,2 + 0,01 Pro-
mille der Versicherungswerte von Fr. 1’593’000.– bzw. Fr. 691’000.–).

Die von C. X. bei der Finanzverwaltung erhobene Einsprache blieb erfolglos,
ebenso der beim Finanzdepartement des Kantons Basel-Stadt eingereichte Rekurs.
C. X. focht den Entscheid des Departements beim Regierungsrat an, der die Ange-
legenheit ohne eigenen Entscheid an das Appellationsgericht (als Verwaltungsge-
richt) überwies. Dieses wies den Rekurs mit Urteil vom 23. September 1996 ab.

C. C. X. führt staatsrechtliche Beschwerde mit dem Antrag, den Entscheid des
Appellationsgerichts, einschliesslich der Kostenentscheide der unterinstanzlichen
Verfahren, aufzuheben und die Sache zur Neubeurteilung im Sinne der Erwägungen
an das Appellationsgericht zurückzuweisen. Eventualiter sei der Entscheid des Ap-
pellationsgerichts in Bezug auf den Beitrag für den privaten Baumschutz aufzuhe-
ben mit der Anweisung an das Gericht, den Zuschlag für den privaten Baumschutz
aufzuheben oder eventualiter auf das zulässige Mass zu reduzieren. Der Beschwer-
deführer rügt insbesondere eine Verletzung von Art. 4 BV (rechtliches Gehör, Will-
kürverbot, Rechtsgleichheit).

D. Das Finanzdepartement des Kantons Basel-Stadt beantragt in seiner Ver-
nehmlassung Abweisung der staatsrechtlichen Beschwerde. Das Appellationsge-
richt stellt, unter Verzicht auf Gegenbemerkungen, denselben Antrag.

II. Entscheidungsgründe

1. a) Das angefochtene Urteil ist ein letztinstanzlicher kantonaler Endentscheid,
der, da kein anderes eidgenössisches Rechtsmittel zur Verfügung steht, mit staats-
rechtlicher Beschwerde angefochten werden kann (Art. 84 Abs. 2, Art. 86 Abs. 1
und Art. 87 OG). Als abgabepflichtiger Grundeigentümer ist der Beschwerdeführer
zur Ergreifung dieses Rechtsmittels legitimiert (Art. 88 OG).

b) Anfechtungsobjekt kann, da dem Appellationsgericht keine engere Kognition
als dem Bundesgericht zusteht, nur der letztinstanzliche Entscheid dieses Gerichtes
sein (BGE 118 Ia 165 E. 2b S. 169, mit Hinweisen; Walter Kälin, Das Verfahren der
staatsrechtlichen Beschwerde, 2. Auflage, Bern 1994, S. 346). Soweit sich die
staatsrechtliche Beschwerde auch gegen unterinstanzliche Kostenentscheide richtet,
ist darauf nicht einzutreten; es obliegt gegebenenfalls dem Appellationsgericht,
diese Entscheide zu korrigieren.

c) Die staatsrechtliche Beschwerde ist, von hier nicht in Betracht fallenden Aus-
nahmen abgesehen, kassatorischer Natur (BGE 118 Ia 64 E. 1e S. 69). Soweit der
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Beschwerdeführer mehr verlangt als die Aufhebung des angefochtenen Urteils, ist
darauf nicht einzutreten.

2. Die verfassungsrechtlichen Einwendungen des Beschwerdeführers richten
sich vorab gegen die gesetzlichen Bestimmungen als solche, auf welche sich die an-
gefochtene Abgabeverfügung stützt. Mit der staatsrechtlichen Beschwerde gegen
einen Einzelakt kann auch die Verfassungswidrigkeit der zur Anwendung gebrach-
ten kantonalen Normen gerügt werden (akzessorische Normenkontrolle). Das Bun-
desgericht prüft dabei aber die Verfassungsmässigkeit der beanstandeten Norm
nicht auf alle möglichen Konstellationen hin, sondern nur unter dem Gesichtswin-
kel des konkreten Falles, und wenn sich die Rüge als begründet erweist, hebt es
nicht die beanstandete Norm als solche, sondern lediglich den gestützt auf sie er-
gangenen Anwendungsakt auf (BGE 121 I 49 E. 3a S. 50; Kälin, a.a.O., S. 133, je
mit Hinweisen.)

3. a) Der Beschwerdeführer erblickt in der gesetzlichen Regelung, wonach die
Grundeigentümer der Stadt Basel – ausgenommen für die Grundstücke, welche der
öffentlichen Verwaltung oder Kultuszwecken dienen – eine Abgabe zur Finanzie-
rung der Strassenreinigung zu entrichten haben, einen Verstoss gegen die Rechts-
gleichheit und gegen das Willkürverbot (Art. 4 BV).

b) Die Beteiligten qualifizieren die streitige Abgabe übereinstimmend als soge-
nannte Kostenanlastungssteuer. Unter diesen Begriff fallen nach heutiger Termino-
logie Sondersteuern, welche einer bestimmten Gruppe von Pflichtigen auferlegt
werden, weil diese Personen zu bestimmten Aufwendungen des Gemeinwesens eine
nähere Beziehung haben als die Gesamtheit der Steuerpflichtigen (Peter Böckli, In-
direkte Steuern und Lenkungssteuern, Basel und Stuttgart 1975, S. 52 f.; Kathrin
Klett, Der Gleichheitssatz im Steuerrecht, in: ZSR 111/1992 S. 80; Adriano Maran-
telli, Grundprobleme des schweizerischen Tourismusabgaberechts, Bern 1991,
S. 20 ff.; BGE 122 I 305 E. 4 S. 309; vgl. auch Blumenstein/Locher, System des
Steuerrechts, 5. Auflage, Zürich 1995, S. 9 f., mit weiteren Hinweisen). Solche Ab-
gaben haben eine gewisse Verwandtschaft zur Vorzugslast (Beiträgen), doch unter-
scheiden sie sich von dieser dadurch, dass kein individueller, dem einzelnen Pflich-
tigen zurechenbarer Sondervorteil vorliegen muss, der die Erhebung der Abgabe
rechtfertigt. Es genügt, dass die betreffenden Aufwendungen des Gemeinwesens
dem abgabepflichtig erklärten Personenkreis eher anzulasten sind als der Allge-
meinheit, sei es, weil diese Gruppe von den Leistungen generell (abstrakt) stärker
profitiert als andere oder weil sie – abstrakt – als hauptsächlicher Verursacher die-
ser Aufwendungen angesehen werden kann. Die Kostenanlastungsabgabe stellt, da
sie voraussetzungslos, d.h. unabhängig vom konkreten Nutzen oder vom konkreten
Verursacheranteil des Pflichtigen erhoben wird, eine Steuer dar. Sie steht nach dem
Gesagten aber in einem Spannungsverhältnis zum Grundsatz der Allgemeinheit der
Besteuerung. Eine derartige Sondersteuer setzt voraus, dass sachlich haltbare
Gründe bestehen, die betreffenden staatlichen Aufwendungen der erfassten Perso-
nengruppe anzulasten. Zudem muss die allfällige Abgrenzung nach haltbaren Kri-
terien erfolgen; andernfalls verletzt die Abgabe das in Art. 4 BV enthaltene Gleich-
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heitsgebot (vgl. dazu BGE 122 I 305). Als Kostenanlastungssteuer eingestuft wer-
den in der Doktrin etwa Kurtaxen, Motorfahrzeugsteuern, Schiffssteuern, Hunde-
steuern, Treibstoffzuschläge, Feuerschutzabgaben, wobei die betreffenden Einnah-
men auch meist einer entsprechenden gesetzlichen Zweckbindung unterworfen sind
(vgl. Marantelli, a.a.O., S. 25; Blumenstein/Locher, a.a.O., S. 9; BGE 122 I 305 E.
4c S. 311).

c) Der Beschwerdeführer räumt ein, dass die Grundeigentümer in ihrer Eigen-
schaft als Stadtbewohner aus der Strassenreinigung einen gewissen Nutzen ziehen,
doch hebe sich dieser Nutzen von jenem, den alle Strassenbenützer hätten, in keiner
Weise ab. Die Grundeigentümer seien keine Sondergruppe, die mit der staatlichen
Leistung der Strassenreinigung in eine engere Beziehung gesetzt werden könne als
der Rest der Kantonsbevölkerung; die Grundeigentümer nähmen die öffentlichen
Strassen auch nicht stärker in Anspruch als die gesamte übrige im Kanton ansässige
Bevölkerung. Zudem werde ein wesentlicher Teil der Strassenverschmutzung durch
den Transitverkehr verursacht. Die angefochtene Regelung verstosse gegen Art. 4
BV, indem sie das Gebot der Allgemeinheit der Besteuerung und das Prinzip der La-
stengleichheit der Bürger missachte.

d) Für das Jahr 1994 wurden die Kosten der Strassenreinigung auf 18 Mio. Fran-
ken veranschlagt und die Einnahmen aus den Beiträgen der Grundeigentümer mit
8,7 Mio. Franken budgetiert. Das Appellationsgericht räumt in seinem Entscheid
ein, dass die Strassen nicht nur von den Eigentümern und Mietern der anstossenden
Liegenschaften verunreinigt werden, sondern auch – und möglicherweise noch ver-
mehrt – durch den darauf zirkulierenden allgemeinen Verkehr von Fussgängern,
Velofahrern und Automobilisten. Es erachtete jedoch die Belastung der Grundei-
gentümer mit der streitigen Sondersteuer, ohne dies näher zu begründen, als zuläs-
sig; das Gericht begnügte sich im Wesentlichen mit der Feststellung, dass diese
Steuer nicht von der Allgemeinheit, sondern von einer Sondergruppe erhoben
werde, die sich aufgrund eines «brauchbaren Unterscheidungsmerkmales» aus-
scheiden lasse. Welche Gruppe der Steuerpflichtigen den fraglichen Kosten am
nächsten stehe, hange nicht davon ab, ob der belangte Steuerpflichtige aus der staat-
lichen Tätigkeit einen Sondernutzen ziehe oder ob er diese ausschliesslich und un-
mittelbar verursache. Das Finanzdepartement verweist in seiner Vernehmlassung an
das Bundesgericht seinerseits vorab auf diese Erwägungen des Appellationsge-
richts. Es erachtet die Auswahl der Liegenschaftseigentümer als «sinnvoll», da zwi-
schen ihrer Stellung und den Kosten der Strassenreinigung eine «gewisse Verbin-
dung» bestehe.

e) Das öffentliche Strassennetz wird von den Grundeigentümern nicht stärker in
Anspruch genommen als von der übrigen Bevölkerung; jedermann benützt die öf-
fentlichen Verkehrswege, unabhängig davon, ob er Eigentümer eines Grundstückes
ist oder in gemieteten Räumen wohnt und arbeitet. Andererseits kann auch nicht ge-
sagt werden, dass die Grundeigentümer als Personenkreis aus der Strassenreinigung
einen grösseren Nutzen ziehen als die übrige Bevölkerung. Von der Strassenreini-
gung profitieren vorab die Benützer der öffentlichen Wege. Dass die Verschmut-
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zung der Strassen in erster Linie von den anstossenden Grundstücken ausgehe oder
die Reinigung der Wege in erster Linie diesen diene, wird seitens des Kantons nicht
geltend gemacht. Eine relevante Beziehung zwischen den Kosten der Strassenreini-
gung und den anstossenden Grundstücken wäre zwar denkbar, soweit es um die Be-
seitigung des Laubfalles der Bäume geht. Doch wird die vorliegende Regelung die-
sem Aspekt insofern nicht gerecht, als die Strassenverschmutzung durch Laub von
Flächen ausgeht, die nicht überbaut sind; die beanstandete Abgabe knüpft aber an
den Gebäudeversicherungswert an, d.h. sie wächst mit der Intensität der Überbau-
ung und ist dort am höchsten, wo keine Bäume vorhanden sind. Eine Sonderbela-
stung der Grundeigentümer lässt sich auch nicht mit den Kosten der Schneeräumung
begründen, da Mieter und Eigentümer – wie überhaupt alle Verkehrsteilnehmer –
gleichermassen an der jederzeitigen Benützbarkeit der Strassen interessiert sind.

Es sind damit keine sachlichen Gründe ersichtlich, welche es rechtfertigen könn-
ten, die Kosten der Strassenreinigung in der Stadt Basel zur Hälfte durch eine Son-
dersteuer der Grundeigentümer zu finanzieren. Es fehlt zwischen dem Abgabetat-
bestand und dem Kreis der Abgabepflichtigen an einem ausreichenden sachlichen
Zusammenhang. Die beanstandete Regelung verstösst damit gegen das in Art. 4 BV
enthaltene Gleichheitsgebot, weshalb die gestützt darauf ergangene Abgabeverfü-
gung aufzuheben ist. An dieser verfassungsrechtlichen Beurteilung ändert nichts,
dass ein Teil der Grundeigentümer die Abgabe auf Mieter überwälzen kann. Für
denjenigen, der seine Liegenschaft selber nutzt, fällt diese Möglichkeit ausser Be-
tracht. Zudem hängt die Überwälzbarkeit von der jeweiligen Marktlage ab. Der Ge-
setzgeber darf nur eine Lösung wählen, bei welcher die dem Steuerpflichtigen auf-
erlegte Belastung auch ohne Überwälzungsmöglichkeit als zulässig erscheint.

f) Ob die streitige Abgabe überdies deswegen gegen Art. 4 BV verstösst, weil die
von den Grundeigentümern der Stadt Basel erhobene Sondersteuer auch die Reini-
gung der auf Stadtgebiet liegenden Kantonsstrassen mitfinanzieren soll, während
der kantonale Gesetzgeber für die Grundeigentümer der beiden Landgemeinden
Riehen und Bettingen keine entsprechende Pflicht bzw. überhaupt keine Regelung
statuiert hat, kann nach dem Gesagten dahingestellt bleiben.

4. a) Was die mitangefochtene Abgabe gemäss § 16 des Baumschutzgesetzes an-
belangt, so handelt es sich auch hier um eine Kostenanlastungssteuer. Der erforder-
liche sachliche Zusammenhang zwischen dem Kreis der Abgabepflichtigen und
dem gesetzlichen Verwendungszweck der Abgabe erscheint hier gegeben. Die Ab-
gabe ist dazu bestimmt, die im Baumschutzgesetz vorgesehenen Förderungsmass-
nahmen zugunsten des privaten Baumbestandes, d.h. insbesondere die Staats-
beiträge für Neu- und Ersatzanpflanzungen gemäss § 15 Abs. 1, zu finanzieren (§ 16
Abs. 1). Sie hat sich im Rahmen von 0,01 – 0,03 Promille des Gebäudeversiche-
rungswerts zu halten.

b) Nicht nur der Beschwerdeführer, sondern auch die kantonalen Instanzen gehen
übereinstimmend davon aus, dass die Einnahmen aus dieser Steuer grundsätzlich an
den gesetzlich umschriebenen Zweck (Förderung des privaten Baumbestandes) ge-
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bunden sind. Der Beschwerdeführer hatte bereits in seiner Einsprache an die Fi-
nanzverwaltung geltend gemacht, dass die in den Staatsrechnungen ausgewiesenen
Einnahmen aus den Baumschutzabgaben die entsprechenden Aufwendungen über-
stiegen. Im anschliessenden Verfahren griff er diese Frage erneut auf mit dem Hin-
weis, gemäss seinen Abklärungen würden Überschüsse nicht zurückgelegt, sondern
jeweils der allgemeinen Staatskasse zugeführt. Das Appellationsgericht erachtete
die gesetzliche Zweckbindung der Beiträge gemäss § 16 des Baumschutzgesetzes
«im Ergebnis» noch eingehalten, indem vorhandene Überschüsse zwar offensicht-
lich für den öffentlichen Baumschutz verwendet würden, andererseits allfällige De-
fizite beim privaten Baumschutz aus der allgemeinen Staatskasse gedeckt würden.
Es handle sich immerhin um einen Grenzfall, weshalb das Finanzdepartement den
vorgenommenen Ausgleich künftig durch eine Offenlequng der Zahlen belegen
sollte. Dass die erhobenen Beiträge insgesamt zu hoch seien und die daraus zu
deckenden Aufwendungen regelmässig überstiegen, sei eine unbewiesene Behaup-
tung des Beschwerdeführers.

c) Der Beschwerdeführer rügt in diesem Zusammenhang vorab eine Verletzung
des rechtlichen Gehörs, indem das Appellationsgericht die Frage der zweckgerech-
ten Verwendung der Baumschutzabgaben nicht abgeklärt und den von ihm diesbe-
züglich beantragten Beweis (Amtsbericht des Baudepartementes) zu Unrecht nicht
abgenommen habe. Die Annahme des Verwaltungsgerichts, wonach von einem be-
tragsmässigen Ausgleich zwischen Überschüssen und Defiziten ausgegangen wer-
den dürfe, sei jedenfalls unhaltbar.

Das Finanzdepartement nimmt in seiner Beschwerdeantwort an das Bundesge-
richt zu diesen Vorwürfen erstmals näher Stellung. Es räumt ein, dass bisher keine
Fondsrechnung geführt worden sei. Aus den von ihm wiedergegebenen Zahlen aus
Budgets und Staatsrechnungen geht hervor, dass die für den privaten Baumschutz
geleisteten Staatsbeiträge in den Jahren 1991 bis 1997 regelmässig weit geringer
waren als die Einnahmen aus der Baumschutzabgabe; die jährlich geleisteten
Beiträge bewegen sich zwischen Fr. 43’797.– und Fr. 85’400.–, während die jährli-
chen Einnahmen zwischen Fr. 395’585.– und Fr. 460’154.– liegen. Nach Auffas-
sung des Finanzdepartementes sind aber nicht bloss die geleisteten Staatsbeiträge,
sondern noch eine Reihe weiterer Leistungen und Aufwendungen der betreffenden
kantonalen Fachstelle der Förderung des privaten Baumbestandes zuzurechnen, de-
ren Kosten ebenfalls berücksichtigt werden müssten.

Gegen eine Hinzurechnung des administrativen Aufwandes ist nichts einzuwen-
den. Gleichwohl besteht aufgrund der wiedergegebenen Zahlen bezüglich der Frage
der zweckgemässen Verwendung der Baumschutzabgabe ein – im kantonalen Ver-
fahren unerfüllt gebliebener – Erklärungsbedarf. Wohl darf von einem Privaten, der
in einem Rechtsmittelverfahren eine Verletzung des Kostendeckungsprinzips oder,
wie hier, die gesetzwidrige Verwendung von Abgabeerträgen rügt, erwartet werden,
dass er seine Einwendungen – soweit dies aufgrund der ihm zugänglichen Unterla-
gen möglich ist – bereits konkretisiert; wer sich bloss in vager Weise damit begnügt,
die Einhaltung des Kostendeckungsprinzips zu bestreiten, kann sich nicht über eine

BStPra 4/1998 239



Verletzung von Art. 4 BV beschweren, wenn die angerufene Rechtsmittelinstanz
auf diese Frage nicht eingeht (BGE 120 I 265, nicht publizierte E. 1c; Urteil vom
30. November 1995 in Sachen C., E. 3c und d). Im vorliegenden Falle hatte jedoch
der Beschwerdeführer vor dem Appellationsgericht durch die Nennung der ein-
schlägigen Budgetzahlen für 1994 und 1995 sowie durch seinen ergänzenden Hin-
weis auf die gleichartigen Proportionen zwischen Einnahmen und Ausgaben in den
vorangegangenen Jahren hinreichende Anhaltspunkte dafür geliefert, dass die be-
anstandete Sonderabgabe zu (auch langfristig) überschüssigen bzw. zweckwidrig
verwendeten Einnahmen führen könnte. Das Appellationsgericht wäre daher gehal-
ten gewesen, dieser Frage nachzugehen und bei den zuständigen kantonalen Behör-
den die erforderlichen Auskünfte einzuholen. Indem es dem diesbezüglichen Be-
weisantrag des Beschwerdeführers keine Folge gab und in einer zumindest aufgrund
der damaligen Aktenlage unhaltbaren antizipierten Beweiswürdigung von einem
ausgeglichenen Verhältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben ausging, verletzte
es Art. 4 BV. Es kann nicht Sache des Bundesgerichtes sein, als erste Instanz die
Darlegungen des Finanzdepartementes auf ihre sachliche Stichhaltigkeit und recht-
liche Zulässigkeit hin zu prüfen; dies ist vorab Aufgabe des Appellationsgerichts.
Sein Urteil ist daher, auch was die Baumschutzabgabe anbetrifft, aufzuheben.

5. Die Kosten des bundesgerichtlichen Verfahrens sind dem unterliegenden Kan-
ton aufzuerlegen, zumal für ihn vermögensrechtliche Interessen im Spiele liegen
(Art. 159 Abs. 1 und 2 OG). Von der Zusprechung einer Parteientschädigung ist, da
der Beschwerdeführer als Anwalt in eigener Sache handelte, abzusehen.

Demnach erkennt das Bundesgericht:

Die staatsrechtliche Beschwerde wird, soweit darauf einzutreten ist, gutgeheissen
und das Urteil des Appellationsgerichts des Kantons Basel-Stadt vom 23. Septem-
ber 1996 aufgehoben.
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